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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Am 6. Februar 2018 teilte Peter Füglistaler, Direktor des Bundesamtes für Verkehr, mit,
die Postauto AG habe zwischen 2007 und 2015 rund CHF 78 Mio. an Subventionen
ertrogen. Dabei habe die Postauto AG Gewinne, die auf einigen Linien erwirtschaftet
werden konnten, in andere Sparten verschoben und mit fingierten Kosten eine tiefere
Wirtschaftlichkeit vorgetäuscht, um mehr Subventionen zu erhalten. Am selben Tag
nahm Post-Chefin Susanne Ruoff zum sogenannten Postauto-Skandal Stellung. Sie
bedaure die Vorgänge und hielt fest, dass sie erst im November 2017 von den Vorwürfen
erfahren und danach vollkommene Transparenz geschaffen habe. Die Post habe eine
interne Untersuchung eröffnet und werde mit allen Behörden kooperieren, um die
Angelegenheit zu klären. Die CHF 78 Mio. werde die Post zurückzahlen. Der Leiter und
der Finanzchef der Postauto AG mussten das Unternehmen per sofort verlassen. Auch
die Politik reagierte auf den aufgedeckten Skandal: Die Präsidentin der KVF-NR,
Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG) zeigte sich enttäuscht, appellierte an die
Verantwortung der Post als Bundesbetrieb und kündigte an, die Kommission werde sich
im März mit der Angelegenheit befassen. 
Schon am 8. Februar kamen weitere Ungereimtheiten ans Licht. So wurde bekannt, dass
einige Kantone bereits 2011/2012 vom Bundesamt für Verkehr (BAV) deutlich gefordert
hatten, die Verwaltung der Postauto AG gründlich zu überprüfen. Die Kantone Bern,
Jura, Waadt und Neuenburg schrieben in ihrem gemeinsamen Brief, die Postauto AG
weise Mängel in der Transparenz auf, die eine Einschätzung der wahren finanziellen
Situation verunmöglichten. Das BAV hatte darauf nach einer Untersuchung rund CHF
13.7 Mio. von der Postauto AG zurückgefordert, ohne jedoch das Ausmass der
Umbuchungstricks erkannt zu haben. Dieses sei dem BAV erst im Rahmen einer
Reorganisation der Postauto AG aufgefallen. In Erklärungsnotstand geriet auch die
Revisionsgesellschaft KPMG, welcher in den jährlichen Revisionen keine
Ungereimtheiten aufgefallen waren. Den grössten Wirbel erzeugte aber der „Blick“, der
schrieb, Post-Chefin Ruoff habe durch eine Aktennotiz schon seit 2013 von
Kostenumbuchungen zu Lasten des öffentlich finanzierten Verkehrs gewusst. Ruoff
beharrte jedoch auf ihrer Aussage, sie habe erst 2017 davon erfahren. 
Am 14. Februar beschloss der Verwaltungsrat der Post, Susanne Ruoff als Post-Chefin
im Amt zu belassen, mindestens bis zum Abschluss der Untersuchungen. Der
Verwaltungsrat teilte weiter mit, dass die Boni von Ruoff und der Geschäftsleitung der
Postauto AG für das vergangene Jahr vorerst nicht ausbezahlt würden. Zudem
entschied der Verwaltungsrat, künftig auf ein Gewinnziel für die Postauto-Sparte zu
verzichten. Zuvor liessen Medienberichte den Verdacht aufkommen, die Führung der
Postauto AG habe sich unlauterer Methoden bedient, um den von der Post-Führung
geforderten Gewinn erzielen zu können. 
Ebenfalls am 14. Februar reichte das BAV eine Strafanzeige ein. Bundesanwalt Michael
Lauber und der Generalstaatsanwalt des Kantons Bern, Michel-André Fels, lehnten es
am 21. Februar jedoch ab, die Strafanzeige anzunehmen, da bei Subventionsbetrug das
zuständige Amt zu verfolgen und beurteilen habe. Das BAV teilte mit, es habe keine
Kapazitäten zur Verfolgung des Falls. Der Bundesrat betraute deshalb Ende Februar das
Bundesamt für Polizei (Fedpol) mit der Untersuchung. Die Post rief im Februar eine
Expertengruppe ins Leben, um die interne Untersuchung durchzuführen. Weil diese
dem Verwaltungsratspräsidenten Urs Schwaller unterstellt war, wurde die
Unabhängigkeit der Expertengruppe von Medien und Politik in Frage gestellt. 1
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Am Sonntag, 10. Juni 2018 trat die Postchefin Susanne Ruoff zurück – am Tag bevor der
interne Bericht zum Postauto-Skandal veröffentlicht wurde. Obschon der Bericht keine
Beweise enthalte, dass sie von den Umbuchungen in der PostAuto-Buchhaltung gewusst
habe, übernehme sie die Verantwortung, erklärte Susanne Ruoff. 
Der Rücktritt der Postchefin steigerte das ohnehin grosse öffentliche Interesse, mit
welchem die Veröffentlichung des internen Untersuchungsberichts von Post-
Verwaltungsratspräsident Urs Schwaller am 11. Juni 2018 erwartet wurde. Alt-Ständerat
Schwaller, der seit 2016 im Verwaltungsrat der Post sitzt, gab bei der Präsentation des
Untersuchungsberichts bekannt, dass die gesamte Geschäftsleitung der PostAuto
zurücktrete. Interimistisch würden Ulrich Hurni die Konzernleitung der Post und
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Thomas Baur die Geschäftsführung der PostAuto übernehmen. Der Bericht zeigte auf,
wie die PostAuto ihre Buchungsstruktur anpasste, mit dem alleinigen Ziel, Gewinne aus
der Bilanz zu buchen, um weitere Subventionsansprüche zu legitimieren. Der Bericht
warf die Frage auf, inwiefern frühere Führungspersonen der Post, so etwa Peter Hasler,
Verwaltungsratspräsident der Post von 2010 bis 2016, Ulrich Gygi (Post-Konzernleiter
von 2000 bis 2009) und Jürg Bucher (Post-Konzernleiter von 2009 bis 2012)
Mitwissende waren. Zwar durften wegen der laufenden Untersuchung des Fedpol für
den internen Bericht keine Befragungen durchgeführt werden, allerdings hielt der
Bericht fest, die Geschäftsführung habe die vorgeschlagenen Umbuchungen jeweils
genehmigt. Im gleichzeitig mit dem internen Bericht veröffentlichten
Expertengutachten wurden Fragen betreffend die Rolle des Bundesamtes für Verkehr
aufgeworfen: Preisüberwacher Stefan Meierhans hatte schon 2012 bei der
Postgeschäftsleitung nachgefragt, wo Gewinne der PostAuto «verschwunden» seien,
habe jedoch keine zufriedenstellende Antwort erhalten. Er sei deshalb auch beim BAV
vorstellig geworden. Nach einem Hearing mit Post, BAV und Meierhans, sei der Ball beim
BAV gelegen – dieses habe jedoch nichts weiter unternommen, wurde im
Expertengutachten vermerkt. Es gebe jedoch keine Hinweise auf eine «absichtliche
Untätigkeit» des BAV. Bundesrätin Leuthard kündigte in den Medien an, beim BAV ein
Audit durchzuführen, um zu sehen, weshalb die Aufsicht versagt hatte. 
Postpräsident Schwaller kündigte bei der Präsentation des internen Berichts zudem an,
dass sich die PostAuto aus ihren Aktivitäten in Frankreich zurückziehen werde. Dies sei
ein strategischer Entscheid, erklärte Schwaller. 2

Im Oktober 2017 hatte das Bundesamt für Verkehr bekannt gegeben, dass die
Fernverkehrskonzession der SBB um zwei Jahre verlängert würde und das Amt 2018
über die Vergabe der Fernverkehrskonzession per Ende 2019 entscheiden werde.
Aufgrund der konkurrierenden Gesuche von SBB und BLS brauche es vertiefte
Abklärungen, hielt BAV-Direktor Füglistaler fest. 
Im Mai 2018 legte das BAV einen Kompromissvorschlag vor, welcher der BLS statt der
ersuchten fünf Linien nur die beiden Linien Bern-Biel und Bern-Olten zugestanden
hätte. Die BLS lehnte dies ab und argumentierte, dass zwei RegioExpress-Linien nicht
ausreichten, um einen wirklichen Mehrwert für die Passagiere zu schaffen. 
Im Juni 2018 entschied das BAV jedoch nach dem vorgängig gemachten
Kompromissvorschlag: Es erteilte der BLS die Fernverkehrskonzession für die
RegioExpress-Linien Bern-Biel und Bern-Olten und beliess die übrigen Linien in der
Konzession der SBB. Beide Bahngesellschaften waren darüber nicht glücklich: Die BLS
hatte ja fünf Linien (davon zwei Intercity-Linien) beantragt und war über den Entscheid
enttäuscht. Die SBB war unzufrieden mit dem Entscheid, weil sie die
Fernverkehrskonzession nicht teilen wollte. Sie reichten deswegen im Juli 2018 beim
Bundesverwaltungsgericht eine Beschwerde gegen den Entscheid des BAV ein. Die
Vergabe sei willkürlich, zudem sei die Aufteilung der Konzession ein Systemwechsel, der
ohne politischen Entscheid vorgenommen werde, aber eines solchen bedürfe. 3

ANDERES
DATUM: 19.07.2018
NIKLAUS BIERI

Als Nachfolger der im Zuge des Postauto-Skandals zurückgetretenen Post-Chefin
Susanne Ruoff und dem interimistisch führenden Ulrich Hurni gab die Post im
November 2018 Roberto Cirillo bekannt. Der schweizerisch-italienische Doppelbürger,
der schon in verschiedenen Ländern Führungspositionen bekleidet hatte, in der
Schweiz aber noch weitgehend unbekannt war, werde per April 2019 die Führung der
Post AG übernehmen. 
Bereits Ende Juni 2018 hatte die Post bekanntgegeben, dass Christian Plüss per 1.1.2019
die Leitung der von Thomas Baur interimistisch geführten PostAuto übernehmen wird. 4
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Im März 2019 wurde bekannt, dass das Bahnunternehmen BLS seit der
Jahrtausendwende rund CHF 45 Mio. zu viel an Abgeltungen erhalten hatte. Parallelen
zum Postauto-Skandal wurden von den Medien gesucht, sind jedoch nur teilweise
vorhanden: Während bei PostAuto ganz gezielt Gewinne umgebucht worden waren, um
Subventionen einzustreichen, tat die BLS nichts, um höhere Abgeltungen zu erhalten.
Statt betrügerischer Machenschaften wie bei PostAuto lag im Fall BLS nur ein
unzureichend angepasstes Zinsglättungsmodell vor. Ein Zinsglättungsmodell dient dazu,
Zinskosten, die von Jahr zu Jahr stark und sprunghaft schwanken können, über die Zeit
gleichmässig zu verteilen. Die Zinskosten fallen an, wenn die Transportunternehmen zur
Beschaffung von neuem Rollmaterial nicht über genügend Eigenkapital verfügen und
somit auf Fremdkapital angewiesen sind. 
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Ganz ähnlich wie im «Fall PostAuto» zeigt sich beim jüngsten Skandal das Versäumnis
des Bundesamtes für Verkehr: Dort blieben Hinweise auf die Differenzen zwischen den
berechneten (und vergüteten) und den effektiven Zinsen zu lange folgenlos. Ein interner
Revisionsbericht ortete im Bundesamt «gravierende Mängel». BAV-Direktor Peter
Füglistaler bezeichnete die Versäumnisse beim BAV als ärgerlich. Die BLS wird CHF 29
Mio. zurückzahlen. CHF 16 Mio. aus der Zeit vor 2014 liegen jedoch im Bereich der
akzeptierten Schätzungenauigkeit bei Zinsmodellen, weshalb dieser Betrag nicht
zurückgezahlt werden muss. 5

Post und Telekommunikation

2018 stiegen die Boni für die ehemalige Post-Führung trotz des «Postauto-Skandals»
an. Die im Juni 2018 in der Folge des Skandals um unrechtmässige Umbuchungen und
erschlichene Subventionen zurückgetretene Post-Chefin Susanne Ruoff soll für 2018
über CHF 1 Mio. Lohn erhalten. Parlamentsmitglieder aller politischen Lager äusserten
medial ihr Unverständnis über diese Vergütungen. Die Vergütungen werden allerdings
zurückbehalten, bis die Untersuchungen der Fedpol abgeschlossen sind. 6
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1) BZ, BaZ, Lib, SGT, 7.2.18; Blick, TA, 8.2.18; AZ, SGT, 9.2.18; LZ, 10.2.18; AZ, 12.2.18; SGT, 13.2.18; AZ, TA, 15.2.18; TA, 16.2.18;
LMD, 17.2.18; TA, 19.2., 21.2., 22.2.18; AZ, SGT, 23.2.18; NZZ, 24.2., 28.3.18
2) PostAuto Expertengutachten; PostAuto Untersuchungsbericht; Blick, LMD, LT, NZZ, TA, 11.6.18; BaZ, NZZ, SGT, TA, TG,
12.6.18
3) Medienmitteilung BAV vom 23.10.17; Medienmitteilung BR vom 12.06.18; TA, 24.5., 13.6.18; NZZ, 19.7.18
4) AZ, TA, 23.11.18
5) FAQ zur Revision BLS; NZZ, TA, 16.3.19; So-Bli, 17.3.19
6) NZZ, 9.3.19
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